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In eigener Sache: Gut aufgestellt für neue Erfolge
Auf der Internetseite der Arbeitsgemeinschaft stehen neue Werbemittel für die Familienanwältinnen und -anwälte bereit. Kurz vor Beginn der Fußballweltmeisterschaft möchten wir Sie vor allem auf den WM-PocketPlaner aufmerksam machen. Damit können Sie bei potentiellen Mandanten entscheidende Punkte machen. Ob Flyer, Kugelschreiber, Papiertaschentücher oder Notizblock – Sie können die verschiedenen Produkte einfach per Fax bestellen: PDF-Formular ausdrucken, ausfüllen und abschicken. 


Bundesregierung: PKH-Begrenzungsgesetz der Länder
Zu dem Gesetzentwurf der Bundesländer zur Begrenzung der Aufwendungen für PKH hat jetzt auch die Bundesregierung Stellung genommen. (ab S. 37 des Dokuments). Sie äußert an mehreren Stellen verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber dem Entwurf. Besonders kritisch bewertet sie den Vorschlag, die arme Partei zur Herausgabe sämtlicher Vermögenswerte zu verpflichten, die sie mit Hilfe der PKH erstritten hat. Das dem Gesetzentwurf zugrunde liegende Zahlenmaterial wird zudem nicht für ausreichend erachtet, um tragfähige Rückschlüsse auf die Ausgabenentwicklung im PKH-Bereich zuzulassen. Dagegen begrüßt die Regierung den Vorschlag, dem Gericht die Übertragung der Bedürftigkeitsprüfung auf den Rechtspfleger zu ermöglichen. Bereits in der 16. Legislaturperiode hatte der DAV zu dem Gesetzentwurf Stellung genommen. (Januar 2007 und November 2006.
BMJ: Versorgungsausgleichskasse
Am 1. April 2010 hat mit der Versorgungsausgleichskasse eine neue Pensionskasse den Betrieb aufgenommen. Sie wurde mit der Strukturreform des Versorgungsausgleichsrechts im September 2009 beschlossen. In die Versorgungsausgleichskasse können in Zukunft nach einer Scheidung die Betriebsrentenansprüche des ausgleichsberechtigten Ehepartners fließen.

Die neue Kasse garantiert Leistungen nach gesetzlich festgelegten Kriterien. Abschlusskosten werden von ihr nicht erhoben. Ein Zugriff auf das von der Kasse verwaltete Kapital vor Rentenbeginn ist wie bei der betrieblichen Altersversorgung ausgeschlossen. BMJ-Pressemitteilung
BGH: Betreuungsunterhalt eines volljährigen behinderten Kindes
Auch bei der Betreuung eines volljährigen behinderten Kindes kommt ein Anspruch auf nachehelichen Betreuungsunterhalt nur in Betracht, wenn dies der Billigkeit entspricht. Das ist nur dann der Fall, wenn die persönliche Betreuung nach Maßgabe der im Gesetz genannten kindbezogenen (§ 1570 Abs. 1 Satz 3 BGB) oder elternbezogenen (§ 1570 Abs. 2 BGB) Gründen erforderlich ist (im Anschluss an die Senatsurteile vom 6. Mai 2009 - XII ZR 114/08 - FamRZ 2009, 1124; vom 18. März 2009 - XII ZR 74/08 -FamRZ 2009, 770, 772 und vom 16. Juli 2008 - XII ZR 109/05 - FamRZ 2008, 1739, 1748). Wenn die Eltern allerdings übereinstimmend meinen, dass eine persönliche Betreuung des gemeinsamen Kindes erforderlich ist, ist für die Bemessung des Betreuungsunterhalts nach § 1570 BGB von der Notwendigkeit einer persönlichen Betreuung auszugehen. Nach dem Umfang der danach notwendigen persönlichen Betreuung richtet sich, wie hoch die Erwerbspflicht des betreuenden Elternteils bemessen wird.
Az XII ZR 204/08, Urteil vom 17.3.2010
BGH: Anrechnung der Geschäftsgebühr
Jetzt hat auch der IX. Senat entschieden: Der neue § 15a RVG gilt für Altfälle, die bereits vor Inkrafttreten der Vorschrift am 5. August 2009 anhängig waren. Damit folgt er dem XII. (Az XII ZB 175/07, Beschluss vom 9.12.2009) und dem II. Zivilsenat (Az II ZB 35/07, Beschluss vom 2.9.2009), die schon im Dezember  bzw. im September 2009 in ihren Beschlüssen die Rechtsprechung des VIII. Zivilsenats zur Anrechnung der Geschäftsgebühr ab 2007 mit klaren Worten kritisiert hatten. Die von verschiedenen Oberlandesgerichten angeführten Gegenargumente werden – wie im Beschluss des XII. Zivilsenats vom 9. Dezember 2009 bereits ausgeführt – für nicht durchgreifend erachtet. Damit weicht auch der IX. Zivilsenat von der entgegenstehenden Rechtsprechung des VIII. Zivilsenats und der ihm folgenden Senate ab. Die Abweichung ist nach Ansicht des IX. Zivilsenats jedoch die Folge einer gesetzlichen Klärung und setzt deshalb keine Entscheidung des Großen Senats für Zivilsachen voraus.
Az IX ZB 82/08, Beschluss vom 11. März 2010
BGH: Gebot rechtlichen Gehörs vor Verwerfung der Berufung 

Wenn die Berufungsbegründungsfrist versäumt wird und deswegen die Berufung verworfen werden soll, muss dem Rechtsmittelführer vorher durch einen Hinweis rechtliches Gehör gewährt werden. So soll er die Möglichkeit erhalten, sich zu der Fristversäumung zu äußern und einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu stellen (im Anschluss an Senatsbeschlüsse vom 15. August 2007 - XII ZB 101/07 - NJW-RR 2007, 1718; vom 13. Juli 2005 - XII ZB 80/05 - NJW-RR 2006, 142 und vom 18. Juli 2007 - XII ZB 162/06 -FamRZ 2007, 1725). 
Az XII ZB 168/08, Beschluss vom  24.2.2010
BGH: Beweiswürdigung im Wiedereinsetzungsverfahren
Wenn das Beschwerdegericht im Verfahren der Wiedereinsetzung einer eidesstattlichen Versicherung keinen Glauben schenkt, muss es den Antragsteller darauf hinweisen und entsprechenden Zeugenbeweis erheben (im Anschluss an den Senatsbeschluss vom 11. November 2009 - XII ZB 174/08 - FamRZ 2010, 122). 
Az XII ZB 129/09,  Beschluss vom 24.2.2010, 

BGH: Ausgleich des steuerlichen Nachteils und Realsplitting
Wenn der unterhaltsberechtigte frühere Ehegatte dem Antrag des Unterhaltspflichtigen zustimmt, das steuerliche Realsplitting (§ 10 Abs. 1. Nr. 1 EStG) durchzuführen, und wenn er für denselben Veranlagungszeitraum mit einem neuen Ehegatten die Zusammenveranlagung (§§ 26,26 b EStG) gewählt hat, dann kann er von dem Unterhaltspflichtigen höchstens den Ausgleich des steuerlichen Nachteils verlangen, der ihm bei getrennter Veranlagung (§ 26 a EStG) durch die Besteuerung der Unterhaltsbezüge (§ 22 Nr. 1 EStG) entstanden wäre (im Anschluss an die Senatsurteile vom 29. Januar 1992 - XII ZR 248/90 - FamRZ 1992, 534 und vom 29. April 1992 - XII ZR 50/91 - FamRZ 1992, 1050). Das gilt grundsätzlich auch dann, wenn die Unterhaltszahlungen nicht zeitgerecht, sondern verspätet (hier: in dem auf die Wiederheirat folgenden Jahr) geleistet worden sind.
Az XII ZR 104/07, Urteil vom 17.2.2010
OLG Brandenburg: Unzulässige Einschränkung des Umgangsrechts
Wenn eine Mediation „angeordnet“ und das Umgangsrecht bis zu deren erfolgreichem Abschluss ausgesetzt wurde, ist das eine Aussetzung des Umgangs auf unabsehbare Zeit und somit unzulässig. Nach § 1684 Abs. 1 BGB hat das Kind das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil und ist umgekehrt jeder Elternteil zum Umgang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt. Das Umgangsrecht kann zwar „für längere Zeit“ oder „auf Dauer“ eingeschränkt oder ausgeschlossen werden, wenn anderenfalls das Wohl des Kindes gefährdet wäre, § 1684 Abs. 4 S. 2 BGB. Dabei ist aber zu beachten, dass schon der nur zeitweise Ausschluss des Umgangsrechts einen erheblichen Eingriff in das durch Artikel 6 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz geschützte Elternrecht darstellt. Ein Ausschluss des Umgangsrechts kommt deshalb nur dann in Betracht, wenn der Gefährdung des Kindeswohls nicht durch mildere Maßnahmen begegnet werden kann. Außerdem stellt das OLG klar, dass die Anordnung einer Mediation nicht zulässig ist.
Az 3 UF 72/09, Beschluss vom 10.3.2010

OLG Hamm: Erwerbsobliegenheit und Erwerbschancen einer Berufsrückkehrerin
Es fehlen die realen Chancen auf eine vollschichtige Erwerbstätigkeit als Verkäuferin, wenn die geschiedene Frau in den Beruf zurückkehrt. Bei dieser Feststellung wurden die tatsächlichen Gegebenheiten des Arbeitsmarktes und die persönlichen Voraussetzungen der Berufsrückkehrerin wie Alter, Gesundheitszustand, Ausbildungs- und Erwerbsbiographie berücksichtigt, obwohl sie die Erwerbsbemühungen unzureichend dargelegt hatte.

Az 5 UF 145/09, Urteil vom 3.3.2010

OLG Brandenburg: Umfang des Betreuungsunterhalts
Wenn eine Mutter während der ersten drei Jahre nach der Geburt des Kindes vollschichtig tätig ist, steht das dem Anspruch auf Betreuungsunterhalt gem. § 1615 l BGB grundsätzlich nicht entgegen. Der Unterhaltsbedarf der betreuenden Mutter ist nach den Einkünften zu bemessen, die sie aufgrund ihrer vollschichtigen Tätigkeit unmittelbar vor der Geburt des Kindes erzielt hat. Erwerbseinkünfte, die im Unterhaltszeitraum erzielt wurden, sind in vollem Umfang bedarfsdeckend anzurechnen, auch wenn sie auf überobligatorischer Tätigkeit beruhen.

Az 10 UF 63/09, Urteil vom 2.3.2010

OLG Stuttgart: Freistellungsansprüche und Unterhalt
Es geht um die Freistellungsansprüche eines Ehegatten hinsichtlich eines Darlehens, das gemeinsam für eine Eigentumswohnung aufgenommen wurde. Sind in der Unterhaltsberechnung nur die monatlichen Zinszahlungen berücksichtigt, ist darin keine anderweitige Bestimmung i.S.d. § 426 Abs. 1 Satz 1 BGB in Bezug auf das Darlehenskapital zu sehen. Zwar kann sich aus der Berücksichtigung von Darlehensraten im Rahmen der Unterhaltsberechnung eine anderweitige Bestimmung in diesem Sinne ergeben. Jedoch muss im konkreten Fall deren Inhalt und Reichweite geprüft werden. 
Az 15 WF 4/10, Beschluss vom 21.1.2010
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Im April erscheint Heft 5 mit drei Aufsätzen: „Betreuungsunterhalt nach neuem Recht – eine Zwischenbilanz nach zwei Jahren“ (Teil 1) von Rechtsanwalt Dr. Winfried Born, Dortmund; „Der Unterhaltsanspruch im Insolvenzverfahren und in der Wohlverhaltensperiode des Unterhaltsschuldners“ von Rechtsanwältin Annegret Schwarz, Gotha und Rechtsanwältin Franziska Facius, Rudolstadt und „Die Abänderung von Altentscheidungen im Versorgungsausgleich“ von Rechtsanwalt Klaus Weil, Marburg. Außerdem „Dank an Angelika Rüstow“ – die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht verabschiedet ihre langjährige Geschäftsführerin. 

Startseite der Zeitschrift, mit Zugang zum Archiv für Mitglieder der AG Familienrecht

Termine
Letzter Hinweis für Kurzentschlossene: Auf dem  61. Deutschen Anwaltstag vom 13. Mai bis 15. Mai 2010 in Aachen ist die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht mit einer eigenen Veranstaltung vertreten. Drei Themen werden behandelt: „Patientenverfügung in Theorie und Praxis“, Referent: Dino Zirngibl, Fachanwalt für Familienrecht und Fachanwalt für Erbrecht, Augsburg. „Konflikt mit der Staatskasse – Probleme bei übergegangenen Unterhaltsansprüchen“, Referent: Dr. Wolfgang Conradis, Fachanwalt für Sozialrecht, Duisburg. „Partnerschaftsverträge bei nichtehelichen Lebensgemeinschaften“, Referent: Prof. Dr. Dr. Herbert Grziwotz, Notar, Regen. Moderiert wird die Veranstaltung von Rechtsanwalt Dr. Mathias Grandel, Fachanwalt für Familienrecht, Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht, Augsburg. Anschließend lädt die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht zum traditionellen Empfang ein. (DAT-Programm, Seite 14)
 
SommerIntensiv in Saas-Fee, 4. bis 11. September 2010

Themen u.a.: Ein Jahr neues Versorgungsausgleichsrecht, Wertermittlung von Anrechten, mögliche Teilungsformen und Ausnahmen eines Ausgleiches. Referenten: Arndt Voucko-Glockner, Dipl.-Volkswirt, Karlsruhe und Klaus Weil, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Familienrecht, Marburg. Weiteres Thema: neues Recht im Zugewinn und Vermögensauseinandersetzung außerhalb des Güterrechts. Referent: Reinhardt Wever, Vorsitzender Richter am OLG Bremen. Moderation und Seminarleitung: Rechtsanwältin Inge Saathoff, Fachanwältin für Familienrecht, Mitglied des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht, Oldenburg. Programm und Anmeldung. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Dahms
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